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Polizeizulage müssen wieder ruhegehaltsfähig werden

Über den von der SPD-Fraktion eingebrachten Antrag mit der Forderung „Feuerwehr- und Polizeizulage müssen wieder ruhegehaltsfähig werden“ wurde am 15.05.08 im Plenum des Landtags diskutiert. Um den Abgeordneten deutlich zu machen, wie wichtig diese Forderung nach Beibehaltung der Ruhegehaltsfähigkeit dieser Zulagen den Kolleginnen und Kollegen bei Polizei und Feuerwehr sind, nahmen auf Einladung der SPD-Fraktion ca. 250 Polizisten und Feuerwehrleute an dieser Debatte als Zuhörer teil.

Während sich die Sprecher von SPD und Grünen vehement für die Beibehaltung der Ruhegehaltsfähigkeit dieser Zulagen einsetzten, lehnten Finanzminister Linssen und die Sprecher von CDU und FDP diese Forderung unter Hinweis auf die Finanzlage des Landes ab. Offensichtlich hatten die Sprecher der Regierungskoalition vergessen, dass das Land allein in diesem Jahr Steuermehreinnahmen von mehr als 8 Milliarden Euro erhält.

Auf Vorschlag der GdP wird die SPD-Fraktion im Haushalts- und Finanzausschuss eine Anhörung beantragen. Damit erhalten GdP und Ver.di noch einmal die Gelegenheit, den Abgeordneten die Argumente für die Beibehaltung der Polizei- und Feuerwehrzulage zu erläutern.

15.05.08
Private Krankenkassen erhöhen Beitrag zur Pflegeversicherung zum 01. 07. 2008
Im 14. Jahr nach Einführung der gesetzlichen und der privaten Pflegeversicherung hat der Gesetzgeber mit dem Pflege-Weiterentwicklungsgesetz eine Reihe von Leistungsverbesserungen und sonstige Änderungen beschlossen. Sie werden ab dem 01.07.08 wirksam und erfordern ab diesem Termin höhere Beiträge. 
In der gesetzlichen Pflegeversicherung steigt der Betrag – durch Anhebung des auf das Einkommen bezogenen Beitragssatzes von 1,7 % auf 1,95 % - um annähernd 15 %. 
In diesem Umfang erhöht sich auch der Höchstbetrag in der privaten Pflegeversicherung. Die Beitragssteigerung aufgrund der Leistungsverbesserungen fällt für Versicherte mit einem Beitrag unterhalb des Höchstbetrags im Allgemeinen deutlich niedriger aus.

So wurden u. a. schrittweise ( 01.07.2008 / 01.01.2010 / 01.01.2012 ) die Leistungen in der häuslichen Pflege, des Pflegegeldes und im stationären Bereich verbessert.
Noch Stichworte zur Pflegeversicherung:
Demenzkranke und psychisch Kranke, sowie geistig Behinderte  erhalten für die Betreuung zu Hause statt 460.- bis zu 2400 EURO jährlich, auch wenn sie noch körperlich fit sind, In leichten Fällen, wie bei beginnender Demenz gibt es 100.- EURO monatlich, in schweren Fällen 200.- EURO.

Vor allem soll die häusliche Betreuung soll gestärkt werden. Dafür werden die ambulanten Pflegesätze schrittweise (s. oben) in Stufe I von 384.- auf 450.-, in Stufe II von 921.- auf 1100.- und in Stufe III von 1432.- auf 1550.- EURO erhöht. 

Bei der Heimpflege wird in der Stufe III der Satz bis 1550.- und in Härtefällen sogar auf 1918.- EURO bis 20012 angehoben.
Für die Betreuung der Angehörigen können Arbeitnehmer unbezahlt aber sozialversichert bis zu 6 Monate freigestellt werden und bis zu 10 Tagen unbezahlte Auszeit nehmen, um die Betreuung zu organisieren.
Aus der Presse:

Aus dem zweiten Tätigkeitsbericht der Bundesregierung zum demographischen Wandel.

Der Staat kann den demographischen Wandel besser verkraften, als bisher angenommen.

Die Bundesrepublik Deutschland sei dem Ziel In einer alternden Gesellschaft langfristig tragfähige Finanzen zu sichern, ein deutliches Stück näher gekommen, so ist  dem 2.Tätigkeitsbericht der Bundesregierung zu entnehmen.

Der Report sagt voraus, dass für den Fall, dass die Bevölkerung von derzeit 82 Millionen Menschen bis 2050 nur auf 77,5 Millionen sinkt und das Wirtschaftswachstum bis dahin jährlich zwischen 1,4 und 1,7 Prozent pendelt, kein zusätzlicher Reformbedarf bestehe. Der Staat könne dann seinen Verpflichtungen auf Dauer ohne zusätzliche Maßnahmen nachkommen. 

Wichtigen Termin vergessen ?
Am 09. Juli 2008, werden wir in Hengelo eine der modernsten Leitstellen der niederländischen Polizei Twente besuchen. Abfahrtstellen sind in Ibbenbüren, Emsdetten und in Ochtrup vorgesehen. Einige Teilnehmer aus Ibbenbüren, Emsdetten und Rheine haben sich bereits angemeldet. 

     Anmeldungen ab 24.06.08 auch bei mir unter 05971/7744.
-Näheres dazu und die einzelnen Abfahrzeiten werden Euch aber  noch rechtzeitig schriftlich bekanntgegeben–

Um eine soziale Gerechtigkeit zu erreichen muss man neue Wege suchen und gehen.
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